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Kırche und dıe bolıtische Ördnung
SIN Arbeitspapier o  AUS der Gemeimsamen Synode

ßf
Am Februar wurde München seitens des Sekretariates Vorweg kann festgestellt werden
der Synode und der zuständıgen Sachkommission das Arbeits- Die Kırchen 111 der Bundesrepublık Deutschland sınd freıe Kır-
papıer der Synodenkommission ber Aufgaben der Kırche chen 1NEeM demokratischen Gemeijmwesen un plu-
171 Staadt un Gesellschafl“ der Öffentlichkeit übergeben FEs han- ralen Gesellschaft
delt sıch das bisher veröffentlichte Arbeitspapier der
Synode sSe1n Wortlaut findet sıch Nn Synode 1/1973 Das
Papıer behandelt er Hauptstücken UN: burzen Zum Verhältnis ün aa und Gesellschaft
Schlußteil über die einschlägigen Konzilsaussagen ber das
Verhältnis Kiırche und Staat die wesentlichen Grundfragen, die Eıne wirklichkeitsgerechte Lagebeschreibung dart nicht UTr

heute Bezug auf Kirche Staat und Gesellschafl diskutiert überkommener VWeıse Staat Bund Länder und Ge-
werden, un erläutert und prazısıert der Hauptsache den meıinden un Kirche den Blick nehmen Sıe mu{(ß viel-

mehr Staat und Kıiırche auch ihrem Verhältnis ZUur Gesell-polıtıschen Auftrag der Kiırche als Beıtrag ZUu Gesamtwohl
der staatlich geordneten Gesellschafl Teıl enthält CINISE chaft sehen.
grundsätzlıiche Ausführungen ber die Kirche als polıtıschen Weder das vordemokratische Modell scharfen Trennung
Faktor un ber den Inhalt un Umfang des politischen Auf- VO  —$ Staat und Gesellschaft noch die Vorstellung VO!]  3

der Kirche und ıhrer Glieder Teıil ıSE ;pezie dem Ver- Identität VON Staat und Gesellscha f} entsprechen  SB der heutigen
hältnis Kirche Staat und Gesellschafl der Bundesrepublık politischen Realıität.
gewidmet Teıl befaßt sıch mMit dem Verhältnis der Kirche
und der Christen gegenüber den politischen Parteı:en UN be- Es wiıird heute stärker gesehen, daß der Staat nıcht sEe1INEeT

gründet das Prinzıp der Eigenständigkeit birchlichen Workens selbst wiıllen da 1ST sondern der Menschen und ihrer Grup-
heutigen Staat Teıl andelt vÜonNn der Fınanzıerung der willen Unser Staat 1STt Sozijalstaat den die Aufgabe

kırchlichen Aufgaben Dıie Kirchensteuer bzay das Eintreibungs- der allgemeinen Daseinsvorsorge für Bürger kennzeichnet,
verfahren der Kirchenbeiträge durch den aa Recht- bei deren Erfüllung auf die gesellschaftlichen Kräfte
fertigung durch Gegenüberstellung “O:  - Vor- un Nachteilen 1ST Diese Daseinsvorsorge umtaßt VO!] Staat her 5C-
AA das Kernthema dieses Teıles Während sıch hier nur mM1 sehen nıcht Nur die materielle Daseinsvorsorge Sıe umfaflßt
Einschränkung Fragen des Gesellschaftsbezuges der Kirche auch die Daseinsvorsorge, also Erziehung, Bildung un
za deren politische Aufgaben andelrtrt (in der Haupt- Kunstpflege bıs hin ZUuUr Ermöglichung und Förderung der Ver-
sache sınd dies eher innerkirchliche Probleme mML staatskırchen- wirklichung des „relıg1ösen Interesses der Bürger, das den
rechtlicher Komponente) scheinen AUTLS die aktuellen Fragen Kirchen und Religionsgemeinschaften gesellschaftliche (Ge-
miıt politisch-gesellschaftliıchem Bezug vornehmlich den Tet- stalt ANSCHOMMEN hat
len un liegen Wır dokumentieren deshalb diese bei-
den Mittelstücke Wortlaut Auf das Dokument als (Janzes Der Staat unseres Grundgesetzes 1STt C1MN freiheitlicher Rechts-
werden WLr noch zurückkommen Dieser schützt neben der Freiheit sSC1HNECr Bürger und den

Gruppijerungen besonderem Ma(ße durch Art und Art 140
des Grundgesetzes das Grundrecht des einzelnen un der elı-
gionsgemeinschaften auf Religionsfreiheit das kirchlicheDas Verhältnis Kirche, echt autf Eigenständigkeit un Selbstbestimmungaa und Gesellscha

Die sozialstaatlıche un freiheitlich-rechtsstaatliche Grund-der Bundesrepublik Deutschlan
ordnung unNnserer Verfassung 1ST keın für alle Zeıten gesicherter

Das Verhältnis VO!] Staat un Gesellschaft zueiınander hat sıch Besıtz S1€e mu{fß sıch VO!]  $ der Wirklichkeit be-
SeiIt der Gründung der Bundesrepublik erheblich gewandelt währen un: weiterentwickelt werden S1e wırd gefährdet
un bildet auch heute noch den Gegenstand breiten Ööftent- wohl durch mangelnde Bereitschaft notwendigen Retormen
liıchen Erörterung In S1e WIr! auch dıe Stellung der Kırche als auch durch gesellschaftliche Gruppen, die SIC beseitigen und
einbezogen durch extremistisch-utopische Lösungen wollen

Daher sollen nachstehend CIN1SC Überlegungen angestellt WECeI -

den Zum Verhältnis von Kirche un aa
über die Beziehungen ZWI1S  en Staat und Gesellschaft (Ab- nach dem Grundgesetz
schnitt und
über die verfassungsrechtliche Stellung der Kirchen (Ab- Vor dem Hıntergrund des heutigen. Demokratıie-, Gesell-
schnıiıtt II) schafts- und Freiheitsverständnisses siıch das Staat-
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rche-Verhältnis des Grundgesetzes als C1MN Ergebnis historisch- und Konvikte errichten Repräsentanz der Kirchen 11  -} Rund-
praktischer _Vernunft, das durchaus moderne Zügetragt.Es tunk un' Fernsehen)
vermeıidet aufgrund 1Nes langen Ausgleichsprozesses «exXireme

Lösungen. Es verbindet grundsätzliche Ar 3  Trennung VO]  - Staat b) In den Ländern, die ursprünglich durch ine krasse Tren-
und Kirche MI1ITt Sffentlich-rechtlicher AL1L1E  Anerkennung und_ sach- Nnuns S5taat und Kirche oder durch das System des Staats-

Zusammenarbeıt. Es ist gekennzeichnetdurch welt- kirchentums gekennzeichnet d  I, ZE1IST sıch ine vielfältige,
anschauliche Neutralıität des Staates ı Sınne der „Niıchtidenti- ber 1Ur beispielhaft aufzuzeichnende Entwicklung 1in Richtung
fikation INIT bestimmtenReligionsgemeinschaft, ebenso auf das Staat-Kirche-System der Bundesrepublik So kam Man
aber auch durch staatliche Förderung _ der Religionsgemein- 11 Frankreich schon bald nach den Trennungsgesetzen VON
schaften auf verschiedenen Gebieten Anerkennung ihres 1904 der Erkenntnis, daß die Einführung der Miılitär- und
Dienstes der Gesellschaft Jede UÜberbetonung « dieser Anstaltsseelsorge ein Postulat der Religionsfreiheit seli In
zahlreiche: Komponenten erzerrt das System und zerstOrt eit wurde Aus den gleichen Erwägungen der Reli-
D Ausgewogenheit gionsunterricht den staatlichen Grundschulen zugelassen

Das 50 Gesetz Debre“ fand Modus tür die Fınanzıe-
Da dieses Staat-Kırche System des Grundgesetzes den Er- rung der Privatschulen, die Z.U)| Weit überwiegenden Teıl i

torderniıssen freiheitlichen und geordneten Zusammen- der Trägerschaft der katholischen Kırche siınd
lebens demokratischen und sozialen GemeLmwesen In der Schweiz und ÖOsterreich diıe ebensowenig w ie die
weitgehend gerecht WIr! und E  insbesondere gelegentlich Bundesrepublık e1in radıkales Trennungssystem oder ein Staats-
geforderten System der kompletten Trennung VO!  3 Staat un kiırchentum kennen ZC1SCN sıch zahlreiche Parallelen ZUr

rche vorzuziehen IST, ZE1IgT sıch auch al neueren Parallel- Lage der Bundesrepublik Man sieht auch dort diıe Bereıt-
entwicklungen anderen Ländern der westlıchen elt stellung das Selbstverständnis der Religionsgemeinschaf-

ten hinreichend berücksichtigenden Rechtsordnung ben das
Angesichts der Realitäten schwächt sıch die radıkale Tren- Staatskirchenrecht N!  cht Jediglich als „Komftort A, auf
NUN: VO!  - Staat und Kirche den USA koope- den INa  - verzichten kann, sondern angesichts des relig1ösen
ratıvyven Separatısmus der Kirche und des Staates (Murray) Bedürfnisses der Menschen als zwıngendes Erfordernis
ab und 9l Frankreich „vertrauensvollen Zusam- treiheitlich demokratischen Rechtsordnung
menarbeit des Staates und der Kırche innerhalb der Tren-
Nung (Chelinı) Diese Entwicklung 1ST ein Beweıs für dıe
Rıchtigkeit der schon Vor dem Weltkrieg ausgesprochenen un Wege üllungKennzeichnung der Trennungsideologie als
Zauberformel der Theorie die siıch der Praxıs nıcht des politischen Auftrags der Kirche

der Bundesrepublik Deutschlandurchhalten laßt: und War Vor em eshalb nicht, weil
erselbe Mensch der Regel zugleich Staatsbürger und
Kirchenmitglied 1STt VWıe sich Inhalt und Umfang des politischen Auftrags der

Kirche nıcht für alle Zeıten und alle Länder einheitlich be-Aber nıcht LUr diesen Trennungsländern ZEIgT sıch ıne

Abschwächung Posıtionen; auch Ländern des StEimmen lassen, SIN auch die Möglichkeiten SC11167 Ver-
S Staatskirchentums W 1 PLW.: Skandinavien und wirklichung verschieden

Von den Wegen und Mitteln, die heute für die WahrnehmungSpanıen beginnt INa  - die ENSC institutionelle Verflechtung
Von Staat und Kirche aDzubauen der polıtischen Verantwortung durch die IL Kırche un

den einzelnen Christen estehen, sınd CIN1SC Gegenstand
verbreiteten öffentlichen Diskussion.Im Blick auf diese Erosion der Xtreme kann INa  3 demnach

teststellen, das System des Grundgesetzes als ein System Dabe; geht
I das Verhältnis der Kirche un der Christen polıtı-der Mıtte wesentlichen vernünftig iSE
schen Parteıen (Abschnitt und

Die Parallelentwicklungen des Staat-Kirche-Systems 11 — das eıgenständıge Wırken der Kırche heutigen Staat
(Abschnitt IT)eren Ländern der westlichen Welrt SIN nıcht 1Ur „AatmMO-

sphärischer“ Natur, sondern ZCISCHN S1|  1 Lösungen bestimmter
Sachfragen, die den der Bundesrepublik bestehenden VeOeI-

gleichbar sınd. Zum Verhältnis der Kirche und der Christen
ZUu den politischen Parteien

a) In der Bundesrepublik 1SE die Freiheit kiırchlichen Wirkens
nıcht 1Ur durch die rund esetzliche arantıe der elı 101  3 Für den_poli en Auftrag der Kıiırche 1SE VO!] besonderem
freiheit_ und der kirchlichen Selbstbestimmung gewährleistet, Gewicht iıhr Verhältnis den politischen Parteıen, denen das

Grundgesetz 1Ne 5@euten3e Funktion 11  - Lebe s Staatessondern auch durch C1Ne Reihe konkreter verfassungsrechtlicher,
staatskirchenvertraglicher  . D n irı e und gesetzliıcher Bestimmungen (z ausdrücklich ZUWEIST
institutionelle Garantıe des E  Rel  Onsunterrichts Ööffentlichen

Parteıen haben demokratischen Proze{(ß VOT em dieSchulen; Qualifizierungder Kiıirchen als Körperschaften des
öffentlichen Rechtsts; B  ngsrecht Zulassung der Seelsorge ur  d}abe gesellschaftliche Bedürfnisse aufzugreifen, Ideen rA

Bundeswehr, Krankenhäusern, Strafanstalten un anderen Gestaltung des soz1ıalen Lebens entwickeln und be1ı der poli-
öffentlichen _Anstalten:; CR der katholisch--theologischen tischen Wiıllensbildung des Volkes und der staatlichen Organe
Fakultäten an_den staatlichen Universi echt der Kirche, der Auswahl der polıtıschen Führungskräfte 1CUZUWITF-

philosophische und theologische Hochschulen, Priesterseminare ken So nehmen S1e eine Vermittlungsfunktion zwischen 5C-
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sellschaftlicher Wirklichkeit und staatliıchen Entscheidungs- echt Gefahr SIN desto WECN1ISCI Gewicht haben Differen-
Organcen wahr zen zwischen solchen politischen und gesellschaftlichen Grup-

TU:  y die selbst noch auf dem Boden der Demokratie
stehen Es geht der Kirche und dem Christen der PolitikIm auf der Geschichte WAar die Haltun der Parteıen ZuUur

Kırche und a  s  Trem Offentlichkeitsauftrag unterschiedlich. gesamtgesellschaftliche Diakonie und nıcht inNe CENSC ter-

Wenn ı_ın Programm und Praxıs der  Aun: Praxıs der Parteıen ı Bund, Ländern ESSENVETLFELUNG.
und Gemeinden die religıöse un die gesellschaftliche Legiıtima-
LLON der Kırche VO allen Parteien gleichermaßen anerkannt Die doppelte Bewegung kirchlicher Weltzuwendung un

nehmender allgemeinpolitischer Breıte der Programme ber-WAaIc und Übereinstimmung den Grundwerten bestünde,
könnte die Kirche den konkurrierenden 201itischen Rich- konfessioneller christlicher Parteıen bedeutet ıcht daß dıe
tungen C1in gyleich nahes Verhältnis haben (Aquidistanz). wechselseitige Verbindung zwischen Kirche un christlicher
Ist die gesellschaftliche Legitimation der Kirche selbst Gegen- Parte1ı verlorengeht S1e verlagert sıch jeds dem Ver-
stand des Parteienkampfes oder besteht ML einzelnen Parteıen altnis z weler Institutionen zueinander stärker dıe Sphäre
iNe Übereinstimmung den VO der Kırche für grundlegend beratenden, helfenden und mahnenden Zwiegesprächs

gehaltenen Anlıegen; dann erg1ibt sıch VO:]  3 selbst CeiNeEe ıfteren- zwiıischen Vertretern der Kırche und christlichen Politikern Ge-
zierte Niäiähe oder Ferne den Parteıen Deshalb en dıe ade eine Parteı, die sıch christlich NneNNtT, 3 das Wächter-
Parteıen weıitgehend auch selbst der Hand ihr Verhältnis und Hüteramt der Kirche gegenüber dem polıtischen Leben ı
ZUr Kirche bestimmen anzen und dem Verhalten des christlichen Politikers ı C11-

zelnen anerkennen, auch wWenNnnNn nı  cht bequeme Unters
‚Da die Kıiırche repolitischen Aufgaben heute 1 Detail politischer Ziele verheißt, sondern kritisches Messen VO!] Pro-

rückhaltender umschreibt und seltener „Rezepte“ anbiıetet, hat 5Ll AaM)INn, Persönlichkeit un: Praxıs den Normen christlicher
s$1e den Weg Äquıidıstanz erleichtert. Trotzdem wiırd Erthik einschliefßt und daher auch als Belastung empfunden

werden kann.siıch diese Äquidistanz nıcht e1in für allemal herstellen lassen.
Das Verhältnis VO]  3 Kirche und politischen Parteıen bleibt

Die Kirche 1STt ZUur Zusammenarbeit IMI Parteıen bereit dievarıabel Es IST abhängig VO: Grad der Gemeinsamkeit
FErstreben humaner Grundwerte un!: Ma der Verwirk- nıicht die christliche Selbstverpflichtung Parteinamen zu

Ausdruck bringen Auch den Programmen dieser Parteıenlıchung des kirchlichen Freiheitsraumes
finden sıch Aussagen und Zıiele, die auf menschlichen Grund-

Nach 1945 S1N! Deutschland Parteıen entstanden dıe wertiten beruhen, denen Übereinstimmung IM den Lehren
Programm die erwirklichunNS Cchristlicher Grundsätze auf- der Kirche esteht

nahmen un:111 denen siıch, überwiegend_ CChristen Organıslerten.
Daher bestehen auch ENSCIC Beziehungen der Kiırche diesen Eınmal bedeutet das Führen der Bezeichnung cQristlich
als anderen Parteien. Parteinamen nıcht, dafß NUr ine solche Parteı christliche Grund-
Seit Gründung christlicher Parteıen ı Jahrhundert hat sıch berücksichtigt Ebensowenig bedeutet das Wort „sozial“
War das Band ZWI1S  en Kirche un Parte1 gelockert Das oder „demokratisch“ Parteinamen, daß nıcht auch andere

Parteıen soziale oder demokratische Ideen verwirklichenhängt einerseIits INITt dem gewandelten Selbstverständnis un
der gyrößeren Anerkennung der Kirche demokratisch VOCI- suchen Zum anderen besteht inNe Pfliıcht der Kirche, auch die-
taßten Staat Es 1ST andererseits die Folge der Pro- SC Parteıen gegenüber iıhr polıtisches Mandat wahrzunehmen
grammatischen Breıite der christlichen Parteıen, dıe heute S1e mufß allen Parteıen, die das wünschen, ihr beratendes, hel-

stärker als die trüheren Konfessionsparteien iıhre Auf- tendes und mahnendes Zwiegespräch anbieten Dıies acht
yabe der umfassenden Gestaltung aller politischen Bereiche gegebenenfalls auch Kritik Sanzen Parteı1 erforderlich
sehen und N:  cht mehr überwiegend Kirchen- Kultur- und die der Kırche nıcht MI1It dem Argument verwehrt werden dart
Sozialpolitik. Dievu  1e  eutigen christlich-demokratischen Parteıen S1E bevorzuge dadurch andere Parteıen
unterscheiden sıch VO!]  3 ıhren Vorläufern auch durch re Zu-

8 Es g1bt auch Parteıen, denen die Kıirche ablehnen CN-ammMmMeNSeEIzZuUNng Aaus Mitgliedern verschiedener Konfessionen
un: re Offenheit für Nichtchristen. überstehen un: VOr denen S1IC wWarnen muß Das siınd solche,
Dıie Breite des politischen Engagements christlicher Parteıjen die ihr Parteiprogramm auf antichristliche, inhumane ideo-
entspricht auch den Aussagen des 11 Vatikanischen Konzıils, logische Grundsätze tellen und den politischen Auftrag der
das dem einzelnen Christen größere Eıgenverantwortung Kirche als Ganzes bekämpfen die verfassungsrechtliche
DeUu bewufßtgemacht und SC1H)| Berufung ZUr Gestaltung der Grundordnung gewaltsam beseitigen wollen
Welr der Vielfalt der Sachbereiche besonders betont
hat Angesichts der Bedeutung der Parteıen für die Gestaltung

des politischen und staatlıchen Lebens der Pflicht des
VWıe sich die Aussagen der Kırche über die gesellschaftliche Christen ZU Dienst der Welt sınd ein größeres artel-

Ordnung grundsätzlich alle richten, muß die Kıiırche auch politisches Engagement der Gläubigen und die Bereitschaft A

torderlich Verantwortung Staat Uun! Kommune ber-Politischen die Zusammenarbeit M1 en Kräften suchen,
die unsere demokratisch-rechtsstaatliche Ordnung tragen und nehmen Miıtgliedschaft un: Miıtarbeıiıt Parteı1 können
weıterentwickeln wollen Diese Zusammenarbeit kann für demokratischen Staat ZUr Pflicht werden, wenn eine Lage
die Christen notwendig machen, die Verfolgung Jegitimer eingetreten IST, der außerhalb der arteıen die Weltverant-
kıirchlicher Interessen zurückzustellen, wWenn ‚ONn! durch Zer- O!  N; des Christen polıtıschen Bereich nıcht wirksam
splitterung der Kriäfte die Demokratie gefährdet oder das Ge- wahrgenommen werden kann Be1 der Entscheidung ber den
meınwohl beeinträchtigt würde Denn mehr Freiheit und Parteibeitritt WIr| sıch der Christ nach dem Ma{iß der Offenheıt
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Parte1ı für christliche Wertvorstellungen riıchten und da- Die Anerkennung derart ausgestalteten staatlıchen Ver-
nach, ob Chance hat, das Handeln der Parte1ıi 11 christ- Ng und Kompetenz bedeutet, da{fß sıch der Staat aller
lichen Sınn beeinflussen derjenigen Lebensbereiche annehmen kann und anzunehmen

hat, denen das Gemeinwohl dem der Staat Sanz esSON-
ders verpflichtet ISt Ce1in staatliıches Engagement tordert S1eEın Christ darf ber auch als Parteimitglied 1IC das Macht-

interesse und die Funktionsfähigkeit seiıner Parte1ıi über die bedeutet dagegen nıcht, da{fß der Staat selbst gleichzeitig un:
Interessen des Gemeinwohls tellen Neben seiNer sachlichen überall ZUgunsten des Wohls des einzelnen und der Gemein-
Mitarbeit ISTt daher auch parteıunterner und notfalls chaft eingreifen mu{l Im Gegenteıl treiheitlichen Ge-
öffentlicher Kritik Personen, Programmen und Praktiken sellschaftsordnung wI1ie der der Bundesrepublik 1STt der Staat
verpflichtet. gehalten, VOITAaNg1ıg die Aktivititen der gesellschaftlichen
Dıie Christen 1n en Parteıen haben außerdem die Pflicht, für Kräfte, denen die Kırche ebenso gehört W IC die vielfältigen

anderen Gruppierungen und Verbände anzuerkennen undToleranz Mäßigung und Kompromißbereitschaft einzutreten,
da hne diese Tugenden das undament des Staates gefährdet tördern;: denn totales staatlıches Engagement fü ZWanNgS-

Jäufig ZU totalen Staat Der totale Staat ber IST nıcht 1Urund radıkalen, undemokratischen Kräften Vorschub geleistet
WIr unvereinbar IN der geltenden Verfassungsordnung des Grund-

DESETZES, steht auch 111 striktem Wiıderspruch der Aut-Die Kirche ihrerseıits mufß sıch bemühen, die politischen
Leben Latıgen Christen selbstloser, gerechter und ma{fßvoller fassung VO] Staat die sıch gleichermaßen Freiheit un!
Machtausübung anzuhalten, gleichgültig, welcher Parteı S1e sıch Würde des einzelnen OrJjentıert

angeschlossen haben
Die umtassende Zuständigkeit des Staates wırd aAuiserdem

11 Auch C111 stärkere Mitarbeit der Christen polıtisch un: schon ICN tatsächlichen Gründen zwangsläufig vielen
Bereichen Auffangkompetenz Der Staat 1ST nämlıchgesellschaftlich bedeutsamen Verbänden und Vereinigungen j

WIie den Massenmedien ISE drıngend ertorderliıch Diıesen Grup- ar nıcht imstande, sıch überall und gleichzeitig CNSAHICTEN
und Einrichtungen kommt Bereich der Meınungs- Er 1S%U finanziell und personell nıcht einmal der Lage, überall

da einzugreifen, das Wirken der gesellschaftlichen Kriftebildung un: der Einflußnahme auf die staatlıchen Entschei-
dungsorgane CiNe ÜAhnliche Funktion W 1e den Parteıen eindeutig unzureichend 1ST

Da dıe Mitglieder der Verbände und Vereinigungen ZU) Teil
dieser, ZU Teil l Parte1 mitwirken, können S1C er In bezug auf das Wirken der Kirche kommt für den Gel-

tungsbereich des Grundgesetzes hınzu, daß der Staat durchdaß der Staat durchiıhre SONST1SCN Aufgaben hinaus auch C111C6 wichtige Vermiuittler-
rolle übernehmen, die angesichts der zunehmenden Polarisie- dieses Grundgesetz ZUr relig1ösen un: weltanschaulichen Ne—-

tralıtät rpflichte IST, wobei Neutralıtäit urchaus nıcht gleich-Iung der konkurrierenden Parteıen e1in besonderes Anlıegen
des Christen ISTt bedeutend i1ST MI Indifterenz. Im Gegenteıl, dieKirchen finden

der Verfassung ausdrücklich Erwähnung als wichtige Be-
standteile des GemeLnwesens. Nıcht NUur ıhr Heilsauftrag als
solcher, sondern auch un! gerade ihr sozıales Wirken WIr.

Eigenständiges Wirken der Kirche auiserdem durch die Verleihung des öftentlich-rechtlichen Status
heutigen aa anerkannt Dıie Bereitschaft ZUuUum Abschlufß VO!  3 Konkordaten

und Kirchenverträgen deutet die gleiche Rıchtung Daraus(a Aus dem Auftrag der Kirche ergibt Sl tür S1I1C die Ver- tolgt, daß nach dieser Verfassungsordnung der Staat zusätzlich
ichtung Star SO2Z12 Engagement. Die darautf be- verpflichtet IST, den Kırchen treien Aktionsbereich

ruhende Arbeit der Kırche erfaßt ELW den Bildungssekt belassen
ebenso WIeC die vielfältigen sozialsoz1ıale Aufgaben ı uNnserer Ge-
sellschaft. Die Frage, die sıch angesichts der unübersehbaren Damıt aber 1ST die Vereinbarkeit des Neben- und Mıteınan-
44} SE a  Entwicklung ZU modernen Wohlfahrtsstaat, Zur ständıg ‚— ders der eigenständig wırkenden Kirche und des modernen
ehmenden staatlichen Verantwortung für alle enschlichen Sozial- und Wohlfahrtsstaates demokratisch verfaßten
Lebensbereiche damırt ber aufdrängt, 1SE d  1e, WIe das Verhält- GemeLmwesen W 1e dem der Bundesrepublik dargetan Der
[11S5 des modernen Staates un: der sıch ıhrer Mıtverantwortung Staat sollte sCiINeEeTr umtassenden Kompetenz 1Ur dort Ce111-
für die Gestaltung dieser elt bewußten Kirche bestiımmen
1STt

greifen, dıe gesellschaftlıchen, die den Staat begründenden
und ıhn tragenden Kräfte selbst die Aufgabe nıcht
befriedigenden VWeıse bewältigen Er hat deshalb e1in C1YCN-

Der Staat des Jahrhunderts kann sıch nıcht mehr - ständıges Wirken der Kırche nıcht 1Ur respektieren, SOWEeIlLt

friedengeben MIi1t der Rolle des liberalen Nachtwächter- die Kirche relig1ösen Bereich 1116 Aufgabe rfüllt Auch
STaates der siıch auf Aufgaben eigentlich politischen soz1alen un kulturellen Bereich hat der Kirche die Ge-
Raum konzentriert un damit gesellschaftlichen Bereich der legenheit CISCNCTI, selbständiger Arbeit belassen und S1C

Nıchtstaatlichen Inıtiatıve dıe Szene völlig überliäßt Der darin unterstutzen, SsC1 denn, bestünde Einverständnıis
derne Staat 1ST Sozialstaat, 1SE ohlfahrtsstaat, 1ST Kulturstaat darüber, dafß diese Aufgaben wirksamer austühren könnte,
Er 1STE dem einzelnen Bürger nıcht 1Ur verantwortlich für uhe ohne den Freiheitsanspruch des einzelnen und der gesellschaft-
und Ordnung Inneren und Schutz außere Feinde, lıchen Kräfte einzuschränken
sondern 1SE arüber hinaus ZUr allgemeinen Daseinsvorsorge
verpflichtet. Von dieser umiassenden staatlıchen Verpflichtung EKıne solche Förderung kirchlichen Wirkens durch den Staat
her erg1ıbt sıch auch die Notwendigkeit entsprechend lıegt der Konsequenz des modernen Demokratie- Gesell-
fassenden staatlıchen Kompetenz. schafts- Un Freiheitsverständnisses Unsere Demokratie kann

V O
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nämlich die grundrechtlich gewährten Freiheiten nıicht völlig IUNSCH sollten freiwillig alle Kosten selbst bestreiten, die die
sıch selbst überlassen. Sıe mufß ıhrer Freiheitlichkeit wiıllen VO] ihnen getragene Daseinsvorsorge MIt sıch bringt. Das ware
insbesondere die Freiheiten 1m geistig-kulturellen Sektor schüt- angesichts der Steuerbelastung des einzelnen Bürgers Sozijal-
zen und ıhre Entfaltung ördern, zumal diese Freiheiten der eın Anachronismus. Dies galt auch für die kirchlich BCc-
Regel wirtschaftlich nıcht abgesichert sind. Es 1St eshalb nıcht Lragene Daseinsvorsorge: Im Zeitalter des Sozialstaates und
NUur durch dıe posıtıve Verfassung gedeckt, sondern auch sach- angesichts der Entwicklung der Praxıs der staatlıchen Subven-
lich gerechtfertigt, wenn der Staat gerade geistige Kräfte för- tiıon1erung 1n den letzten ZWanzıg Jahren ware eine Aus-
dert und dıie Kirchen als Träger eines geistigen Auftrags Sparung der Kirchen der staatliıchen Förderung ıne Ver-

Menschen besonders berücksichtigt. Jetzung der staatlichen Neutralıität; denn heute ISt die aat-
ıche Förderung nıcht mehr die Ausnahme, sondern die Regel

FEıne Iche Förderung kann nıcht mit dem Hınweıis darauf Die staatliıche Förderung iSt keine Privilegierung, sondern dıe

abgele@t werden, die Mitglieder gesellschaftlicher Gruppie- Zubilligung normaler, üblicher Behandlung.

Problembericht

Rolf

Was el Auferstehung Jesu?
Zum an inrer theologischen Interpretation
In den vETSANSCHCNHN Jahren haben Vor allem die „Ergeb- OÖOstern endzeitliches Geschehen
nısse“ der historisch-kritischen Auslegung des Neuen
Testaments, zumal der Osterberichte der Evangelıien, und Auferstehung bzw. Auferweckung Jesu bedeutet für das

1m Zusammenhang damıt die „posıtıven“ Neu- Neue Testament weder die Rückkehr eines Toten 1ın das
umschreibungen der Ostererfahrung der ersten Jünger rühere Leben noch einfach die Fortsetzung dieses Lebens
durch Rudolf Bultmann und WAII: Marxsen die Diskus- in der zukünftigen Welt Gottes Es 1St vielmehr VO  > der
S10N und oft auch die Predigt über die Auferstehung Jesu Aussage auszugehen, „dafß Christus, VO  3 den Toten auf-
bestimmt. Die tachwissenschaftliche Auseinandersetzung erweckt, nıcht mehr stirbt:; der Tod hat keine acht mehr
mıiıt den bekannten, Schlagworten erstarrten un ber ıhn“ (Röm 6, DE als „der Lebendige“ chlechthin
Freund-Feind-Parolen vergröberten Formulierungen, Je- besitzt jetzt „die Schlüssel des Todes un der Welt des
SUS se1l „1NS Kerygma auferstanden“ un! ÖOstern bedeute: Todes“ (Offb @ 18)
„Die ‚Sache Jesu geht weıter“ *, scheint türs Aaus-

gestanden seın Seine Auferstehung steht 1M Horizont der damals erhoft-
ten endzeitlichen Totenauferweckung, die wen1ı1gstens

Be1 dieser Sanzch mehr un auch wenıger sachlich 2US- für die apokalyptische Richtung des Judentums den
getragenen Debatte haben sıch fundamentale Neueinsiıich- Anbruch des zukünftigen n  Ä  ONns VOoraussetzte. Sıe durch-

1n die Eıgenart un spezifische Erfahrung des Oster- brach zugleıich diese jüdische Erwartung un erzZwangs
ere1gn1sses herausgeschält, die hıer zusammenfassend eine „Neuaussage“, WEenNnn hier über ınen geSsagtl wird,

ıhm habe sıch die endzeitliche, zumindest ıne ehr-vorgestellt werden sollen (1I) Darüber hinaus 1St das
gegenwärtige Bemühen der Theologie aufzuzeıgen, das heit VO'  3 Menschen betreffende Auferweckung VOrWC$-
ÖOsterere1ign1s stärker als bisher miıt dem Tod Jesu und ereignet Christus erscheint als „der Erste der Entschla-
der VOLT Ostern VO  - ıhm bezeugten „Sache“ verklam- fenen  9 der Mensch, durch den die Auferstehung der Toten
INEeTN un den möglıchen CTE eiıner Auferstehungsver- kommt, der „Letzte dam“, der „lebendigmachender
kündigung 1m Daseinsverständnis des Menschen aufzu- Geıist“ wurde Kor 15, 70 45) Weıl] durch Christus
decken, die gerade eınem Grundanliegen Bultmanns die Auferstehung der Toten kommt, wird tür Paulus dort
un Marxsens entspricht I1) aktısch auch die Auferstehung Jesu geleugnet, dıe


